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Dieser Arbeitsbehelf wurde von Integration:Österreich (I:Ö), den Selbstbestimmt-Leben-Ini�ti�ativen Österreichs (SLIÖ) und der Österreichischen Arbeits�gemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) erstellt.



�ZU DIESEM BERICHT





Am 5. Feber 1998 haben Integration:Österreich, die Selbstbestimmt-Leben-Initiativen Öster��reichs und die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation dem Bundeskanzleramt den „Arbeitsbehelf zur Überprüfung der österreichischen Rechtsordnung hinsichtlich diskriminierender Bestimmungen - Teil 1“ übersandt.



Im Rahmen der Arbeiten der Untergruppen wurde die Fülle an diskriminierenden Bestimmungen in der österreichischen Bundesrechtsordnung sichtbar. Einige davon werden nun in diesem Arbeitsbehelf - Teil 2 aufgelistet.



Am 17. Feber 1998 wurde im Europäischen Parlament der Menschen�rechts�bericht über die Achtung der Menschenrechte in der Europäischen Union (1996) behandelt. „Das Europäische Parlament stellt fest, daß behinderte Menschen weiterhin Diskriminierungen im Zusammenleben und am Arbeitsplatz ausgesetzt sind; fordert die Mitgliedsstaaten auf, gesetzgeberische Vorkehrungen zu treffen, um die Lebenssituation von Menschen mit einer Behinderung zu verbessern und ihre Beschäftigung und berufliche Eingliederung schwerpunktmäßig zu fördern.”



Im „Austria Country Report on Human Rights Practices for 1997“ des U.S. Department of State (Released by the Bureau of Democracy, Human Rights, and Labor, January 30, 1998) ist auch diesmal wieder ein Kapitel „People With Disabilities“ enthalten. Einerseits wird erwähnt „In July the Parliament passed an amendment to the Constitution explicitly requiring the State to provide for equal rights for the disabled ´in all areas of everyday life´“, andererseits hält der Report auch fest, „No federal law mandates access for the physically disabled; some public buildings are virtually inaccessible for those unable to climb stairs.“ und weiters „Mentally retarded females can be involuntarily sterilized at the request of parents, in the case of minors, or, in the case of adults, by request of the responsible family member or by court order.“



Vorarlberger Landesverfassung: Die Landesverfassung, LGBl. Nr. 2/1998, wird wie folgt im Artikel 7 geändert: „(3) Das Land bekennt sich zur Verpflichtung der Gesellschaft, alte und behinderte Menschen zu unterstützen und die Gleichwertigkeit ihrer Lebensbedingungen zu gewährleisten.“ Erläuterung: „Die vorgeschlagene Formulierung gibt der vom Landtag, der Landesregierung, den Gemeinden, freiwilligen Einrichtungen der Wohlfahrtspflege und breiten Bevölkerungsgruppen gemeinsam getragenen Behinderten- und Seniorenpolitik eine verfassungsrechtliche Grundlage.“



Im Juni 1998 wurde vom Nationalrat der Vertrag von Amsterdam ratifiziert. Nach seinem Inkrafttreten wird es einige Neuerungen für behinderte Menschen geben: Es sind dies eine Nicht-Diskriminierungsklausel, eine Bestimmung, wonach die Bedürfnisse von behinderten Menschen im Rahmen der Binnenmarktgesetzgebung bei der Standardisierung von Produkten (wie z. B. von Autobussen) berücksichtigt werden müssen, sowie eine Reihe von weiteren Maßnahmen, die neue Chancen für sie eröffnen, aber zum Teil den großen Nachteil haben, daß es sich nur um Kann-Bestimmungen handelt.

 



Im September 1998

�Arbeitslosenversicherungsgesetz



§ 7 Voraussetzungen des Anspruches

„(4) Von der Voraussetzung der Arbeitsfähigkeit ist bei Arbeitslosen abzusehen, denen Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation gewährt wurden, die das Ziel dieser Maßnahmen (§ 300 Abs. 1 und 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) erreicht und die erforderliche Anwartschaft nach dieser Maßnahme zurückgelegt haben.“



§ 8 Arbeitsfähigkeit

„(1) Arbeitsfähig ist, wer nicht invalid beziehungsweise berufsunfähig im Sinne der für ihn in Betracht kommenden Vorschriften der §§ 255, 273 beziehungsweise 280 Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist.“



Kommentar: Vorrangiges Ziel der Rehabilitation ist es, behinderte Personen möglichst bald wieder in die Berufstätigkeit zu integrieren. So kann es (erfreulicherweise) vorkommen, daß z. B. Unfallopfer aufgrund des Entgegenkommens des/der DienstgeberIn oder besonderer Bemühungen der SozialarbeiterInnen bereits direkt nach Abschluß der medizinischen Rehabilitation wieder zu arbeiten beginnen, ohne daß klassische „Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation“ durchgeführt wurden. Das ist überwiegend dann der Fall, wenn eine Gebietskrankenkasse leistungszuständig ist, denn diese ist nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz nicht berechtigt bzw. verpflichtet, berufliche Rehabilitationsmaßnahmen anzubieten. 



Es kann keineswegs im Sinne des Gesetzgebers sein, Personen, die trotz ihrer Behinderung berufstätig sind, dafür zu bestrafen, daß sie ihre Reintegration kurzfristig und ohne (teure) berufliche Rehabilitationsmaßnahmen erreicht haben. Bedenkt man auch diejenigen Fälle, bei denen Personen mit einer festgestellten Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) - z. B. durch progressive Erkrankungen - nicht einmal medizinische Rehabilitationsmaßnahmen in Anspruch genommen haben und die Aufnahme der Berufstätigkeit in Eigeninitiative erfolgte, ist es unverständlich, daß eine festgestellte MdE Ausschließungsgrund für Leistungen sein soll.



Um die Diskriminierung behinderter Arbeitsloser zu vermeiden, können die Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung nur die gleichen wie für nicht behinderte Arbeitslose sein. Die Arbeitsfähigkeit ist schon durch die Tatsache der - trotz bestehender Behinderung - erfüllten Anwartschaft dokumentiert. 



Vorschlag: Im § 7 Arbeitslosenversicherungsgesetz entfällt der Abs. 4; dafür wird in § 8 Abs. 1 angefügt: „Arbeitsfähig ist ferner, wer nach dem Anfall einer der genannten Pensionen die Anwartschaft zurückgelegt hat.“







ArbeitnehmerInnenschutzgesetz



§ 21 Arbeitsstätten in Gebäuden

„(5) Arbeitsstätten in Gebäuden sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore und sanitäre Vorkehrungen, die von behinderten Arbeitnehmern benutzt werden.“ 

�§ 31 Schwimmkörper, schwimmende Anlagen und Geräte, Verkehrsmittel

„(2) Abs. 1 gilt auch für Einrichtungen in Verkehrsmitteln zum Transport auf dem Luftweg, dem Wasserweg, im Straßenbahn- oder Eisenbahnverkehr.

(5) Einrichtungen nach Abs. 1 und 2 sind gegebenenfalls behindertengerecht zu ge�stalten, soweit die Art und Zweckbestimmung der Einrichtung dem nicht entgegen�stehen.“



§ 32 Verordnungen über Arbeitsstätten und Baustellen

„(1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat in Durchführung des 2. Abschnittes durch Verordnung näher zu regeln:

1. die behindertengerechte Gestaltung von Arbeitsstätten in Gebäuden, ...“



§ 106 Allgemeine Übergangsbestimmungen für Arbeitsstätten

„(1) Für Arbeitsstätten, die am 1. Jänner 1993 bereits genutzt wurden, sind in den Verordnungen zur Durchführung des 2. Abschnittes dieses Bundesgesetzes die er�forderlichen Abweichungen und Anpassungsfristen festzulegen. In den Verordnungen ist insbesondere auch zu regeln, unter welchen Voraussetzungen für solche Arbeitsstätten die Bestimmungen der Verordnungen bei Änderungen oder Erweiterungen der Arbeitsstätte wirksam werden.

 (2) § 21 Abs. 5 tritt erst mit Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die die behindertengerechte Gestaltung von Arbeitsstätten in Gebäuden regelt, in Kraft.“



Kommentar: Eine Einschränkung der Barrierefreiheit um „gegebenenfalls“ stellt eine Diskriminierung dar. Barrierefreies Bauen muß die Regel sein. Monatelange Adpatierungsmaßnahmen und Finanzierungsüberlegen stellen bei der geplanten Einstellung von behinderten Menschen eine klare Benachteiligung und ein Hindernis dar. Auch eine vom Gesetz angekündigte Verordnung, die die behindertengerechte Gestaltung regelt, ist vom Ministerium noch immer nicht erlassen worden.



Vorschlag: Im § 21 und § 31 des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes sind die Worte „gegebenfalls“ ersatzlos zu streichen. Eine Verordnung zur barrierefreien Gestaltung zum ArbeitnehmerInnenschutzgesetz ist unverzüglich zu erlassen, die so zu formulieren ist, daß Arbeitsstätten in jedem Fall barrierefrei zu gestalten sind. In Anlehnung an entsprechende ausländische Vorschriften (z. B. ADA, USA) wird vorgeschlagen, die barrierefreie Gestaltung - mit entsprechenden Übergangsfristen (siehe auch § 106 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz) - auch für bereits bestehende Arbeits- und Betriebsstätten zu normieren.







Behinderteneinstellungsgesetz



§ 1 Beschäftigungspflicht

„(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2) die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäftigenden Dienstnehmer (Pflichtzahl) für bestimmte Gebiete oder Wirtschaftszweige durch Verordnung derart abändern, daß, wenn nicht genügend für Behinderte geeignete Arbeitsplätze zur Verfügung stehen, schon auf je 20 Dienstnehmer oder, wenn bestimmte Wirtschaftszweige aus technischen Gründen der Beschäftigungspflicht nicht nachkommen können, nur auf je höchstens 50 Dienstnehmer mindestens ein Behinderter zu beschäftigen ist. ...“



Kommentar: Nach dieser Bestimmung gibt es Ausnahmeregelungen für bestimmte Wirtschaftszweige. Diese Ausnahmeregelungen erscheinen aber im Lichte des Gleichheitsgrundsatzes sowie der vom Verfassungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung entwickelten Judikatur, wonach die Verpflichtung zur Entrichtung der Ausgleichstaxe unabhängig von den Gründen der Nichterfüllung besteht, nicht mehr gerechtfertigt.



Vorschlag: Im § 1 des Behinderteneinstellungsgesetzes ist der Abs. 2 ersatzlos zu streichen.







§ 4 Berechnung der Pflichtzahl 

„(4) Für die Berechnung der Pfichtzahl sind von der Gesamtzahl der Dienstnehmer, die vom Bund, von den Ländern und jenen Gemeinden, welche Krankenanstalten unterhalten, beschäftigt werden, 20 vH der Dienstnehmer sowie die eingestellten begünstigten Behinderten (§ 2) und Inhaber von Amtsbescheinigungen oder Opferausweisen (§ 5 Abs. 3) nicht einzurechnen. Gleiches gilt für sonstige Dienstgeber, wenn diese Krankenanstalten unterhalten und die Mehrzahl der Dienstnehmer in den Krankenanstalten beschäftigt wird. Ergibt die Berechnung keine ganze Zahl, ist auf die nächstkleinere ganze Zahl abzurunden.“



Kommentar: Der „Rabatt“ von 20 % bei der Berechnung der Pflichtzahl von Gebietskörperschaften und Krankenanstaltenerhalter bedeutet, daß nicht auf 25, sondern erst auf 32 Dienstnehmer jeweils ein begünstigter behinderter Mensch eingestellt werden muß. Diese Ausnahmeregelungen widersprechen eindeutig dem Zweck der Ausgleichstaxe, die einen Ausgleich zwischen den Dienstgebern, die behinderte Menschen beschäftigen, und jenen, die dies nicht oder in nicht ausreichendem Maß tun, herbeiführen soll. 



Diese Ausnahmeregelungen für Gebietskörperschaften steht auch in krassem Gegensatz zu der diesen Dienstgebern zukommenden Vorbildfunktion. Es ist vielmehr zu überlegen, wie den Gebietskörperschaften die Möglichkeit des „Freikaufens“ - nach einem Übergangszeitraum - gesetzlich untersagt werden kann. Bezüglich des Gleichheitsgrundsatzes siehe auch Kommentar zu § 1 Behinderteneinstellungsgesetz.



Vorschlag: Im § 4 des Behinderteneinstellungsgesetzes ist der Abs. 4 ersatzlos zu streichen.







Urheberrechtsgesetz



§ 66 Verwertung auf Bild- oder Schallträgern 

„(1) Wer ein Werk der Literatur oder Tonkunst vorträgt oder aufführt, hat mit den vom Gesetz bestimmten Beschränkungen das ausschließliche Recht, den Vortrag oder die Aufführung - auch im Falle der Sendung durch Rundfunk - auf einem Bild oder Schallträger festzuhalten, diesen zu vervielfältigen und zu verbreiten. Unter der Vervielfältigung wird auch die Benutzung einer mit Hilfe eines Bild- oder Schallträgers bewirkten Wiedergabe des Vortrages oder der Aufführung zur Übertragung auf einen anderen Bild- oder Schallträger verstanden.“



Kommentar: Ähnlich dem § 42 Uhrheberrechtsgesetz (siehe Teil 1) werden im § 66 behinderte Menschen benachteiligt. Für behinderte Studierende - insbesondere für sehbehinderte und blinde Personen, sowie Personen deren Behinderung den Einsatz der Hände betrifft - führt diese Bestimmung zu erheblichen Benachteiligungen. Sie sind nämlich darauf angewiesen, das „Werk“ auf Bild- oder Schallträger festzuhalten. Verweigert ein Lehrveranstaltungsleiter bzw. eine Lehrveranstaltungsleiterin die Zu�stimmung, kann dies die Teilnahme an der betreffenden Lehrveranstaltung wesentlich erschweren oder sogar unmöglich machen. 





Vorschlag: Dem § 66 Urheberrechtsgesetz wäre folgender Absatz hinzuzufügen: Behinderten Personen ist jedoch die Aufnahme auf Bild- oder Schallträger ausschließlich zum eigenen Gebrauch erlaubt, soweit dies zum Ausgleich der Behinderung notwendig ist.







BEFÖRDERUNGSBESTIMMUNGEN DER ÖBB



ÖPT - Österr. Personen und Reisegepäcktarif, Heft 1, PT/1 der ÖBB, Teil III:

Fahrradmitnahme, S. 21, Pkt. 81

 „Zweirädrige, einsitzige Fahrräder ohne Motorausrüstung können in den in Fahrplänen bekanntgegebenen und mit einem Fahrradsymbol gekennzeichneten Zügen mitgenommen werden.“



Kommentar: Die Fahrradmitnahme sollte nicht auf einsitzige Fahrräder beschränkt sein, sondern auch den Transport von zweisitzigen Fahrrädern (Tandems) zulassen. Blinde und schwerstsehbehinderte Menschen benötigen zum Radfahren ein Tandem.



Vorschlag: In Pkt. 81 steht, daß die Mitnahme von Fahrrädern bei Platzmangel abgelehnt werden kann. Deshalb könnte die Regelung für einsitzige Fahrräder ohne weiteres auch auf zweisitzige erweitert werden, d. h. wenn ausreichend Platz vorhanden ist, kann auch ein zweisitziges Fahrrad mitgenommen werden.







Verordnung über vordringliche Maßnahmen

zur Erhaltung der Volksgesundheit



Bundesministerium für Gesundheit und Um�welt�schutz 

vom 20. Mai 1981; BGBl. 274/1981

§ 1  Als vordringliche Maßnahmen zur Erhaltung der Volksgesundheit werden bezeichnet:

„1.	Impfung (aktive Immunisierung) gegen die Früh�sommer�meningoencephalitis;

2.	humangenetische Vorsorgemaßnahmen insbesondere durch genetische Familienberatung, pränatale Diagnose und zytogenetische Untersuchungen.“



Kommentar: Der Sprachgebrauch dieser Verordnung „Erhaltung der Volksgesundheit“ ist eine der Diktionen des Dritten Reiches. Eine vorgeburtliche Untersuchung, unabhängig davon, welche medizinische Methode angewendet wird, darf nur mit entsprechender begleitender Beratung vorgenommen werden. Eine solche Beratung ist bereits im § 69 Abs. 2 des Gentechnikgesetzes vorgesehen, allerdings nur für Untersuchungen, die unter Verwendung gentechnischer Methoden vorgenommen werden. 



Eine Übernahme dieser Bestimmung in eine neu zu formulierende Verordnung erscheint sinnvoll und notwendig: „Diese Beratung muß die sachbezogene umfassende Erörterung aller Untersuchungsergebnisse und medizinischen Tatsachen sowie deren soziale und psychische Konsequenzen umfassen und darf im Falle einer pränatalen Genanalyse keinesfalls direktiv erfolgen. Dabei ist auf die Zweckmäßigkeit einer zusätzlichen nichtmedizinischen Beratung durch PsychotherapeutInnenen oder SozialarbeiterInnen hinzuweisen; konkrete Hinweise auf solche Beratungsmöglichkeiten sind in Schriftform anzubieten.“ Eine Übernahme dieser Bestimmungen sollte sicherstellen, daß durch pränatale Diagnose keine „Rasterfahndung“ nach behindertem, menschlichen Leben stattfinden kann.



Vorschlag: Ersatzlose Streichung der Bestimmung über die pränatale Diagnostik in der vorliegenden Form. Wenn es um sozialversicherungsrechtliche Ansprüche geht, dann soll dies in entsprechender Form in das Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz eingearbeitet werden.







Rundfunkgesetz



§ 2

„(1) Der Österreichische Rundfunk hat durch die Herstellung und Sendung von Hörfunk- und Fernsehprogrammen sowie durch die Planung, die Errichtung und den Betrieb der hiefür notwendigen technischen Einrichtungen, insbesondere von Studios und Sende�anlagen, vor allem zu sorgen für

1. die umfassende Information der Allgemeinheit über alle wichtigen politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sportlichen Fragen ...



(2) Der Österreichische Rundfunk hat bei Erfüllung seiner öffentlichen Aufgaben auf die Grundsätze der österreichischen Verfassungsordnung, insbesondere auf die bundes�staatliche Gliederung nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Länder sowie auf die Grundsätze der Freiheit der Kunst, der Objektivität und Unparteilichkeit der Bericht�erstattung, der Berücksichtigung der Meinungsvielfalt und der Ausgewogenheit der Programme, Bedacht zu nehmen.“



Kommentar: Gehörlose Menschen können viele und als Information wesentliche Programmteile des ORF Fernsehens mangels Untertitel oder Gebärdensprache nicht mitverfolgen. Dadurch wird der ORF seiner Informationspflicht nicht gerecht. Einer der zentralen Grundsätze der Bundesverfassung ist das Benachteiligungsverbot nach Artikel 7. Dieser beinhaltet auch den gleichberechtigten Zugang zum Programmangebot des ORF.



Vorschlag: Der Gesetzestext muß nicht geändert werden, er muß bloß vollzogen werden. Darüber hinaus sollten legistische Vorgaben formuliert werden, welche es gehörlosen Menschen ermöglichen, an den Programmen des ORF gleichberechtigt teilzuhaben.

�Familienlastenausgleichsgesetz



§ 30 j Freifahrten und Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge

„(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Lehrlinge in einem gesetzlich anerkannten Lehrverhältnis geleistet werden, die eine betriebliche Ausbildungsstätte im Bundesgebiet oder im grenznahen Gebiet im Ausland besuchen und für die Familienbeihilfe bezogen wird. ...“



Kommentar: Das Familienlastenausgleichsgesetz sieht Freifahrten nur für „gesetzlich geregelte" Ausbildungsverhältnisse vor. Da das Berufsausbildungsgesetz nur standardisierte Ausbildungen - ohne Rücksicht auf die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen - kennt, werden viele behinderte Jugendliche derzeit in experimentellen, nicht „gesetzlich geregelten" Ausbildungsgängen qualifiziert. 



Abgesehen von der Diskriminierung durch den völligen Mangel gesetzlich geregelter Ausbildungen, die ihren Bedürfnissen entsprechen, werden auch keine Freifahrten finanziert, obwohl es sich z. T. um gleich�wer�tige, dreijährige Ausbildungen handelt. So werden (oft als „Anlehre" bezeichnete) dreijährige Ausbildungen in jenen Teilbereichen eines Lehrberufes angeboten, die den persönlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten eines behinderten Jugendlichen entsprechen. Bis zur gesetzlichen Verankerung entsprechender Ausbildungsmöglichkeiten muß daher wenigstens die Diskriminierung im FLAG beseitigt werden.



Vorschlag: Die Einschränkung auf „gesetzlich geregelte" Ausbildungen muß entfallen. An ihre Stelle können qualitative Merkmale (Ziel und Dauer der Ausbildung) treten, die die speziellen Bedürfnisse behinderter Jugendlicher respektieren.

�

VERFAHRENSBESTIMMUNGEN





In dem nun folgenden Abschnitt werden die verschiedenen Verfahrensbestimmungen aufgezeigt, in denen sich in übereinstimmender Weise Benachteiligungen für behinderte Personen finden, die sich für sehbehinderte und blinde Menschen aus dem Grundsatz der Schriftlichkeit, für gehörbehinderte und gehörlose Menschen aus dem Grundsatz der Mündlichkeit und für mobilitätsbehinderte Menschen aus dem fehlenden Grundsatz der Barrierefreiheit ergeben. 



Insbesondere sind dies schriftliche Ladungen, Hinterlegungsbenachrichtigungen durch die Post, wenn dadurch ein Fristenlauf beginnt, Ausübung des Rechts auf Akteneinsicht, schriftliche Bescheide, öffentliche Kundmachungen auf der Amtstafel und die Stellung des Gebärdendolmetsch als Amtsdolmetsch, wenn er auch zwischen der Partei und ihrem Vertreter übersetzen soll.





Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz



§ 13 Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten - Anbringen

„(3) Formgebrechen schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurück�weisung. Die Behörde hat vielmehr dem Einschreiter die Behebung der Formge�brechen mit der Wirkung aufzutragen, daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden, angemessenen Frist zurückgewiesen wird. Wird das Formgebrechen rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht.“



Kommentar: Dadurch, daß keine gesetzliche Verpflichtung besteht, den Verbesserungsauftrag mündlich oder in Blindenschrift zu erteilen, entsteht sehbehinderten und blinden Personen insoweit ein Nachteil, als sie nach den derzeitigen rechtlichen Verhältnissen unter Umständen nicht rechtzeitig - also innerhalb der gesetzten Frist, die in der Regel ca. 14 Tage betragen wird - von diesem Verbesserungsauftrag Kenntnis erlangen können. 



Die Folge wäre, daß mangels Verbesserung des Formgebrechens der Antrag des/der EinschreiterIn zurückgewiesen würde; wenngleich in einem solchen Fall wohl eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand denkbar ist, so würde dennoch - schon durch die zeitliche Verzögerung und die zusätzlichen erforderlichen Verfahrensschritte - die Rechtsposition dieser Personengruppe gegenüber nichtbehinderten Beteiligten bzw. Parteien verschlechtert. 



Vorschlag: Als Lösungsansatz wird vorgeschlagen, sehbehinderten und blinden Beteiligten bzw. Parteien bereits bei Einleitung eines Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen, alle während des Verfahrens ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu erhalten.







§ 13 Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten - Anbringen

 „(5) Zur Entgegennahme mündlicher Anbringen ist die Behörde, außer bei Gefahr im Verzug, nur während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit, zur Entgegen�nahme schriftlicher Eingaben nur während der Amtsstunden verpflichtet. Die Amtsstunden und die für den Parteienverkehr bestimmte Zeit sind bei der Behörde durch Anschlag kundzumachen.“



Kommentar: Da die Kundmachung der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit bzw. die Amtsstunden durch Anschlag - also in einer für sehbehinderte und blinde Personen nicht lesbaren Form - erfolgt, ist darin ein Nachteil für diese Personengruppe zu entdecken. Ebenso sind auch bewegungsbehinderte und alte Menschen benachteiligt, weil ihnen die Überwindung der Wegstrecke zur Behörde oftmals nicht zugemutet werden kann und vielfach jene Bereiche, in denen sich derartige Anschlagtafeln befinden, auch  - insbesondere für RollstuhlfahrerInnen - nicht oder nur sehr schwer zugänglich sind, sodaß auch diese Personengruppen nicht oder nur unter erheblichen Anstrengungen Kenntnis von derartigen Aushängen erlangen können. Darüber hinaus sind dem § 13 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz ähnliche Bestimmungen analog zu novellieren. Insbesondere handelt es sich dabei um: § 42 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz.



Vorschlag: Zur Abhilfe wird die Einrichtung eines telefonisch abrufbaren Service-Ton�bandes der Behörde vorgeschlagen.







§ 17 Akteneinsicht

 „(1) Die Behörde hat, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder Aktenteile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle Abschriften selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen.“



Kommentar: Durch diese Bestimmung entsteht für sehbehinderte und blinde Personen insoweit ein Nachteil, als diesen in der Praxis die persönliche Ausübung des Rechtes auf Akteneinsicht mangels der Zurverfügungstellung technischer Hilfsmittel - Kopien in Blindenschrift - verwehrt bleibt. Darüber hinaus besteht auch keine Rechtspflicht des Verwaltungsorgans, Akten bzw. Aktenteile der Partei vorzulesen. Hinsichtlich bewegungsbehinderter und alter Menschen ist die Wahrnehmung des Rechtes auf Akteneinsicht oftmals auch deshalb erschwert oder unmöglich, weil die dafür vorgesehenen Räumlichkeiten nicht barrierefrei - also etwa mit Rollstuhlrampen, Aufzügen, ausreichend breiten Türen ohne Selbstschließer, elektrischen Türen etc. - erreichbar sind. 



Vorschlag: Folgende Lösungsmöglichkeiten werden angeboten:

Die Betrauung einer Person, deren Vollmacht auf die Wahrnehmung der Akteneinsicht für den behinderten Menschen beschränkt wäre (Problem: eventuell anfallende Kosten müßten jedoch von der jeweiligen Gebietskörperschaft getragen werden).

Die mündliche Verlesung von Aktenteilen durch ein Behördenorgan sowie Aufnahme auf ein Tonband muß zu einem gesetzlich geregelten subjektiven Recht werden.  (Problem: nicht vorlesbare Akten wie z. B. Baupläne im Bauverfahren; je nach den technischen Möglichkeiten sollten diese etwa auch in tastbarer Form erstellt werden, wobei die Kosten von der jeweiligen Gebietskörperschaft zu tragen wären.)

Einscannen der Akten in den Computer sowie Ausdruck in Blindenschrift sollte ebenfalls als gesetzlich geregeltes subjektives Recht aufgenommen werden. 

Überdies sollte bewegungsbehinderten oder alten Menschen die Akteneinsicht jedenfalls an einem Ort gewährt werden, dessen Aufsuchung ihnen zumutbar ist und der auch barrierefrei erreichbar ist. Auch diese Maßnahme muß als gesetzlich geregeltes subjektives Recht aufgenommen werden. 







§ 39a Dolmetscher und Übersetzer

„(1) Ist eine Partei oder eine zu vernehmende Person der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, taubstumm, taub oder stumm, so ist erforderlichenfalls der der Behörde beigegebene oder zur Verfügung stehende Dolmetscher (Amtsdolmetscher) beizuziehen. Die §§ 52 Abs. 2 bis 4 und 53 sind anzuwenden.“



Kommentar: § 39a Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz regelt die Beiziehung von (Gebärden-) DolmetscherInnen für „taubstumme, taube und stumme“ Personen, die Partei oder zu vernehmende Personen (Zeugen, Beteiligte) sind, im Ermittlungsverfahren. Gemäß § 76 Abs. 5 leg.cit. sind die DolmetscherInnengebühren, soweit keine Kostenersatzpflicht der Beteiligten besteht, vom Rechtsträger, für den die Behörde einschreitet, zu tragen. Durch die Regelung des § 39a Abs. 1 entsteht für Behindertengruppen in mehrfacher Hinsicht ein Nachteil: Einerseits ist die - in der Regel unentgeltliche - Zurverfügungstellung von DolmetscherInnen auf bestimmte Arten von Behinderungen begrenzt. Andererseits ist der Anwendungsbereich dieser Bestimmung auf das Ermittlungsverfahren beschränkt. 



Zur Stellung eines Antrages zwecks Einleitung eines Verwaltungsverfahrens bzw. zur Einbringung eines Rechtsmittels müssen sich daher bestimmte behinderte Menschen eines gewillkürten Vertreters im Sinne des § 10 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz bedienen, woraus diesen Kosten erwachsen können. Überdies stellt die verwendete Terminologie - taubstumm, taub, stumm - eine sprachliche Diskriminierung dar.



Vorschlag: Als Lösungsansatz wird die gesetzliche Regelung des Ersatzes der „be�hinderungsbedingten Mehraufwendungen" in den die Kosten betreffenden Bestimmungen des Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (derzeit §§ 74 ff.) angeregt. Mit einer derartigen Regelung würde es einerseits - ob ihrer allgemeinen Formulierung - zu keiner unsachlichen Differenzierung verschiedenster Behindertengruppen kommen, und es würde auch eine finanzielle Benachteiligung behinderter Menschen hintangehalten. Im § 39a sind die Worte „taubstumm, taub oder stumm“ durch eine zeitgemäße Bezeichnung zu ersetzen.







§ 40 Mündliche Verhandlung

„(1) Mündliche Verhandlungen sind unter Zuziehung aller bekannten Beteiligten sowie der erforderlichen Zeugen und Sachverständigen vorzunehmen und, sofern sie mit einem Augenschein verbunden sind, womöglich an Ort und Stelle, sonst am Sitz der Behörde oder an dem Ort abzuhalten, der nach der Sachlage am zweckmäßigsten erscheint.“



Kommentar:  Die Bestimmung in der derzeit geltenden Fassung räumt kein zwingendes Recht für behinderte Menschen ein, daß auf ihre speziellen Bedürfnisse bei der Auswahl des Ortes für eine mündliche Verhandlung Rücksicht zu nehmen ist. Diesbezüglich wäre man daher ständig auf das Entgegenkommen 	des Verwaltungsorganes angewiesen. 



Vorschlag: Es wird vorgeschlagen, § 40 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (Ort der mündlichen Verhandlung) derart zu gestalten, daß bei der Wahl des Ortes der mündlichen Verhandlung auf (körperliche) Behinderungen von Parteien oder Beteiligten zwingend Rücksicht zu nehmen ist.







§ 42 Verwaltungsverfahren

„(1) Wurde eine mündliche Verhandlung durch Anschlag in der Gemeinde oder auch durch Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung bekanntgemacht, so hat dies zur Folge, daß Einwendungen, die nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung bei der Behörde oder während der Verhandlung vorgebracht wurden, keine Berücksichtigung finden ...“



Kommentar: siehe Kommentar § 13 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz



Vorschlag: Als Lösungsansatz wird - vor allem für Massenverfahren - die Aufnahme zeitgemäßer Medien (wie z. B. Rundfunk, Fernsehen, Telefontonbandservice und Internet) vorgeschlagen.







§ 62 Erlassung von Bescheiden

„(1) Wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, können Bescheide sowohl schriftlich als auch mündlich erlassen werden."



Kommentar: Im Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz ist - außer in Verfahren vor dem Unabhängigen Verwaltungssenat (UVS) - die mündliche Verkündung eines Bescheides nicht zwingend vorgesehen. Für sehbehinderte und blinde Personen bedeutet dies, daß sie sich die schriftliche Ausfertigung des Bescheides von einer Hilfsperson vorlesen lassen müssen: Zwar kann die Ausfertigung von Bescheiden gemäß § 18 Abs. 3 leg.cit. durch Verordnung in jeder technisch möglichen Weise vorgesehen werden, doch ist die Ausfertigung von Erledigungen in Blindenschrift, auf Diskette oder Tonband bisher noch nicht vorgesehen.



Vorschlag: Als Lösungsansatz wird - wie bereits erwähnt - vorgeschlagen, daß behinderten Menschen bereits bei Einleitung eines Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen ist, alle während des Verfahrens ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu erhalten. Auch die Zustellung eines Bescheides soll erst als erfolgt gelten, wenn er mit dem vereinbarten Kommunikationsmittel zugesandt wurde.







Verwaltungsstrafgesetz



§ 24

„Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das AVG auch im Verwaltungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 41, 42, 51, 57, 63 Abs. 1, 64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d, 67f Abs. 3, 68 Abs. 2 und 3, 73 Abs. 1 bis 3, 75, 78, 78a, 79, 79a und 80 AVG gelten im Verwaltungsstrafverfahren nicht.“



Kommentar: § 24 Verwaltungsstrafgesetz verweist auf die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes. Die dort gemachten Ausführungen sind daher auch hier zu beachten. Da Bescheide im Strafverfahren erster Instanz gemäß § 43 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz „womöglich sogleich" und im Berufungsverfahren vor den UVS gemäß der auch im Verwaltungsstrafgesetz anzuwendenden Bestimmung des § 67g Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz „stets" mündlich zu verkünden sind, bzw. auch § 39a Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz Anwendung findet, dürfte bei der Erlassung von Bescheiden im Bereich des Verwaltungsstrafgesetzes kein erheblicher Nachteil für behinderte Personen entstehen, falls man die Verlesung des Bescheides für sehbehinderte und blinde Personen als tolerabel erachtet.



Vorschlag: siehe Vorschläge Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz







Verwaltungsvollstreckungsgesetz�

§ 10 Verfahren

„(1) Auf das Vollstreckungsverfahren sind, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, der I. und der IV. Teil und hinsichtlich der Rechtsmittel�belehrung die §§ 58 Abs. 1 und 61 des AVG sinngemäß anzuwenden.“



Kommentar und Vorschlag: Es gelten die im Bereich des Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz geäußerten Bedenken bzw. Lösungsansätze sinngemäß.







Verfassungsgerichtshofgesetz



§ 17

„(2) Klagen nach § 37, Anträge nach den §§ 46, 48, 50, 57, 62 und 66 sowie Beschwerden sind, wenn sie nicht unter die Bestimmung des § 24 Abs. 1 fallen, durch einen bevollmächtigen Rechtsanwalt einzubringen."



Kommentar: Gemäß § 17 Abs. 2 Verfassungsgerichtshofgesetz sind (u.a.) Gesetzes- und Verordnungsprüfungsanträge bzw. Bescheidbeschwerden durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. Personen, die sich aufgrund ihrer Hörbehinderung gegenüber einem Rechtsanwalt nicht verständlich 	ausdrücken können, werden sich hiebei (Gebärden-)DolmetscherInnen zu bedienen haben. Die dabei anfallenden Kosten werden im Falle des Obsiegens wohl als Prozeßkosten geltend gemacht werden können, sodaß insoweit für hörbehinderte Menschen kein Nachteil vorliegen dürfte. Im Falle des Unterliegens hat der behinderte Mensch allerdings die zusätzlichen Kosten zu tragen, woraus diesem ein Nachteil erwächst.



Vorschlag: Im Falle des Unterliegens müßte gesetzlich bestimmt werden, daß der betreffende Rechtsträger diese behinderungsbedingten Mehraufwendungen (Kosten) zu tragen hat.







§ 18

„Eingaben, die den Anforderungen der §§ 15 und 17 oder anderen durch dieses Gesetz aufgestellten Formerfordernissen nicht entsprechen, sind, sofern die Mängel voraus�sichtlich zu beheben sind, vom Referenten dem Einbringer zur Verbesserung innerhalb einer Frist zurückzustellen.“



Kommentar: § 18 Verfassungsgerichtshofgesetz entspricht inhaltlich § 13 Abs. 3 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz



Vorschlag: siehe Vorschlag § 13 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz







§ 22

„Der Präsident ordnet die Verhandlung an. Sie ist durch Anschlag an der Amtstafel und durch die "Wiener Zeitung" vorher kundzumachen.“



Kommentar: siehe Kommentar § 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz



Vorschlag: siehe Vorschlag § 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz







§ 24 

„(2) Die Parteien können unbeschadet der Bestimmung des § 17 Abs. 2 ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen oder sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen.“



Kommentar: Wie bereits erwähnt, sind gewisse an den Verfassungsgerichtshof gerichtete Rechtsbehelfe durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. Ansonsten besteht im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof kein Anwaltszwang. Will nun eine postulationsunfähige, aber prozeßfähige Partei „ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen", so hat sie sich gemäß § 185 Abs. 1 Zivilprozeßordnung (die Vorschriften der Zivilprozeßordnung sind gemäß § 35 Abs. 1 Verfassungsgerichtshofgesetz sinngemäß anzuwenden) durch einen geeigneten Bevollmächtigten bzw. erforderlichenfalls durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Da hiedurch Kosten entstehen können und das Verfassungsgerichtshofgesetz keine dem § 39a Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (wonach von der Behörde - in der Regel unentgeltlich - ein (Gebärden-)Dolmetsch beizustellen ist) vergleichbare Bestimmung enthält, scheint hierin ein Nachteil für den genannten Personenkreis vorzuliegen.



Vorschlag: Auch hier müssen bei Selbstvertretung die behinderungsbedingten Mehraufwendungen (Kosten) durch den jeweiligen Rechtsträger getragen werden. 







§ 26

„(1) Das Erkenntnis ist, wenn möglich, sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung zu fällen und mit den wesentlichen Entscheidungsgründen sofort mündlich zu verkünden.  Die Verkündung des Erkenntnisses ist von der Anwesenheit der Parteien nicht abhängig.

(2) Wenn das Erkenntnis nicht sofort nach Schluß der mündlichen Verhandlung gefällt werden kann, so wird es entweder mündlich in einer besonderen, den Beteiligten nach Schluß der Verhandlung sofort bekanntzugebenden öffentlichen Tagsatzung verkündet oder nach Ermessen des Gerichtshofes auf schriftlichem Wege durch Zustellung einer Ausfertigung bekanntgemacht.“



Kommentar: Die mündliche Verkündung von Erkenntnissen darf, jedenfalls wenn gehörlose Menschen am Verfahren beteiligt sind, nur erfolgen, wenn ein Gebärdendolmetsch beigestellt bzw. die Kosten übernommen wurden. Auch ist keine Ausfertigung in Blindenschrift vorgesehen, weshalb insoweit ein Nachteil für sehbehinderte und blinde Personen vorliegt.



Vorschlag: siehe § 39a Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, insbesonders wäre auch hier die  zusätzliche Ausfertigung in Blindenschrift, auf Diskette oder Tonband erforderlich. 







Verwaltungsgerichtshofgesetz



§ 23

„(1) Die Parteien können, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, ihre Sache vor dem Verwaltungsgerichtshof selbst führen oder sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen.“



Kommentar: § 23 Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz entspricht inhaltlich § 24 Abs. 2 Verfassungsgerichtshofgesetz. siehe Kommentar § 24 Verfassungsgerichtshofgesetz



Vorschlag: siehe Vorschlag § 24 Verfassungsgerichtshofgesetz







§ 25  Akteneinsicht

„(1) Die Parteien können beim Verwaltungsgerichtshof die ihre Rechtssache betreffenden Akten einsehen und sich davon Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten anfertigen lassen. Dies gilt sowohl für die Akten des Gerichtshofes als auch für die von ihm eingeholten Akten. Ausgenommen sind Entwürfe zu Erkenntnissen und Beschlüssen des Verwaltungsgerichtshofes und Niederschriften über seine Beratungen und Ab�stimmungen.“



Kommentar: siehe Kommentar § 23 Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz: regelt das Recht auf Akteneinsicht und entspricht inhaltlich § 17 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz. Siehe Kommentar § 17 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz.



Vorschlag: siehe Vorschlag § 17 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz







§ 43

„(4) Hat eine Verhandlung in Anwesenheit von Parteien stattgefunden, so hat in der Regel der Vorsitzende das Erkenntnis mit den wesentlichen Entscheidungsgründen sogleich zu verkünden.“



Kommentar und Vorschlag: siehe Kommentar § 26 Verfassungsgerichtshofgesetz







Zustellgesetz



§ 17 Hinterlegung

„(2) Von der Hinterlegung ist der Empfänger schriftlich zu verständigen. Die Verständigung ist in den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten (Briefeinwurf, Hausbrieffach) einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Sie hat den Ort der Hinter�legung zu bezeichnen, den Beginn und die Dauer der Abholfrist anzugeben sowie auf die Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen.“







§ 21 Zustellung zu eigenen Handen

„(2) Kann die Sendung beim ersten Zustellversuch nicht zugestellt werden, so ist der Empfänger schriftlich unter Hinweis auf die sonstige Hinterlegung zu ersuchen, zu einer gleichzeitig zu bestimmenden Zeit an der Abgabestelle zur Annahme des Schriftstückes anwesend zu sein. Dieses Ersuchen ist in den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten (Briefeinwurf, Hausbrieffach) einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Zur angegebenen Zeit ist ein zweiter Zustellversuch durchzuführen. Ist auch dieser erfolglos, ist nach § 17 zu hinterlegen.“



Kommentar: Hinterlegte Verständigungen im Hausbrieffach bzw. die Anbringung einer Verständigung an der Abgabestelle (etwa Haustüre, Wohnungstüre) stellt insbesondere für blinde und sehbehinderte Menschen eine Schwierigkeit dar, da diese oftmals nur selten Gelegenheit haben, sich ihre Post vorlesen zu lassen. Da jedoch eine hinterlegte Sendung mit dem ersten Tag der Abholfrist als zugestellt gilt - daher auch etwaige Rechtsmittelfristen ab diesem Zeitpunkt zu laufen beginnen, so sie innerhalb der Abholfrist behoben wird -, sind die genannten Personen jedenfalls „zeitlich" und daher auch in ihrer Rechtsposition benachteiligt. 



Vorschlag: Zur Lösung des Problems der Hinterlassung von Verständigungen über erfolglose Zustellversuche (§ 21 Abs. 2 Zustellgesetz, Zustellung zu eigenen Handen) bzw. über die Hinterlegung von Schriftstücken (§ 17 Abs. 2 Zustellgesetz) bei sehbehinderten und blinden Personen wird vorgeschlagen, behördliche Schriftstücke in tastbarer Form (erhabene Schriftzüge bzw. Symbole) speziell zu kennzeichnen. Dies gilt jedoch insbesondere für Verständigungen über Zustellversuche bzw. Hinterlegung von Postsendungen, sodaß der sehbehinderte/blinde Mensch dadurch wenigstens auf die Wichtigkeit der Sendung hingewiesen wird und sich rechtzeitig um die Behebung bzw. das Vorlesen derselben kümmern kann, ohne einen unnötigen und unzumutbaren Zeitverlust hinnehmen zu müssen. Im übrigen siehe § 62 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz.





�

LANDESGESETZE





Niederösterreichisches Pflichtschulgesetz



§ 26

„(2) In einer Integrationsklasse sind fünf bis sieben Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten. Die Klassenschülerhöchstzahl beträgt 22. Der Bezirksschulrat kann im Einvernehmen mit dem Schulforum, dem gesetzlichen Schulerhalter und dem Landesschulrat von diesen Regelungen aus besonderen Gründen (z. B. regionalen Gegebenheiten, Art und Ausmaß der Behinderung) abweichen. Dabei sind die Eltern der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu hören. Kommt es zu keinem Einvernehmen, so entscheidet der Landesschulrat. Die Zustimmung des gesetzlichen Schulerhalters ist einzuholen, wenn zu erwarten ist, daß ihm durch die Errichtung bzw. Einrichtung einer Integrationsklasse ein finanzieller Aufwand entsteht."



Kommentar: Durch diese Bestimmung wird das Recht auf Integration in Niederösterreichischen Hauptschulen immer dann von einer Ausnahmegenehmigung und Abstimmung im Schulforum abhängig gemacht, wenn weniger als fünf behinderte Kinder eine Hauptschulklasse besuchen wollen. 



Diese Bestimmung ist gleichheitswidrig, da die Aufnahme nichtbehinderter Kinder in keiner Weise von einer Abstimmung abhängig gemacht wird und widerspricht der Pflicht von Ländern und Gemeinden, jede Diskriminierung behinderter Menschen zu unterlassen und vielmehr deren faktische Gleichstellung herbeizuführen. Die Aufnahme eines nichtbehinderten Kindes hängt auch nicht von der Zustimmung des Schulerhalters ab, auch wenn sie Kosten verursacht.



Vorschlag: Im § 26 Niederösterreichisches Pflichtschulgesetz entfällt der Abs. 2 zur Gänze bis auf den Satz: „Die Klassenschülerhöchstzahl in Integrationsklassen beträgt 22."







Kärntner Sozialhilfegesetz



§ 15 Früherfassung von Behinderungen

„(1)	Fälle von behinderten oder von einer Behinderung bedrohten Kleinkindern (Risikokindern) sind der Landesregierung zu melden.

(2)	Die Meldepflicht nach Abs 1 besteht für Eltern oder Erziehungsberechtigte, die behandelnden Ärzte, die bei der Geburt beigezogene Hebamme, die Leiter der mit der Vollziehung der Fürsorge für die Gesunderhaltung der Jugend im Sinne des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes, LGBl Nr 139/1991, betrauten Einrichtungen, wie Mutter�beratungsstellen, Säuglingsheime u. ä., sowie die mit der Leitung einer Kranken�an�stalt betrauten Personen.“



Kommentar: In jenen Landesbehinderten- bzw. Sozialhilfegesetzen, in denen Maßnahmen zur Frühförderung vorgesehen sind, ist damit keine Verpflichtung zur Meldung von Behinderungen vorgesehen. Es ist immer Ziel gewesen, eine „Registrierung“ von behinderten Menschen - nicht zuletzt im Hinblick auf die Ereignisse im Dritten Reich - zu vermeiden. Die verpflichtende Maßnahme zur Meldung von „Risikokindern“ wird vehement abgelehnt. Der Sprachgebrauch „Risikokinder“ stellt überdies eine sprachliche Diskriminierung dar.



Vorschlag: Im § 15 Kärntner Sozialhilfegesetz sind Abs. 1 und 2 ersatzlos zu streichen.
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